




Herausbildung eines südasiatischen 
Sozialstaates: Die Diffusion 
sozialpolitischer Programme
Joachim Betz und Lena Theunissen
Im August 2013 wurde in Indien das Gesetz zum Recht auf Ernährung verabschiedet. 
Dieses Gesetz ist nur das aktuellste Beispiel einer Serie von rechtebasierten Sozialpro-
grammen, die in den letzten Jahren in Südasien umgesetzt wurden. 
Analyse
Die sozialpolitischen Innovationen in der südasiatischen Region weisen starke Ähnlich-
keiten auf und wurden im gleichen Zeitraum umgesetzt, obwohl die politischen und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten der Staaten sich doch vergleichsweise unterschiedlich 
darstellen. Dies wirft die Frage auf, warum es dennoch zu einer nahezu simultanen Ein-
führung und Umsetzung der Programme kam. 
  In der Sozialpolitik der südasiatischen Staaten kann man ein progressives Abrücken 
vom Ausbau von Versicherungsprogrammen für einen privilegierten Teil der Be-
schäftigten sowie von Sozialhilfe klassischer Prägung zugunsten von bedarfsorien-
tierten, rechtebasierten und universalen Programmen beobachten. 
  Dieser Übergang ist weder durch sozioökonomische Zwänge noch die wirtschaftli-
che Globalisierung, die politische Stärke „linker“ Parteien oder der Gewerkschaften 
allein zu erklären. Ein Diffusionsansatz, definiert als ein Prozess, durch den die po-
litische Entscheidungsfindung eines Landes durch Entwicklungen in Nachbarlän-
dern beeinflusst wird, kann die Erklärungslücke teilweise schließen. 
  Die neuen Programme zur Sicherung der Beschäftigung, Absicherung älterer Bürger 
und zum Schutz für Schwangere und deren Kinder sind in Indien, Nepal und Ban-
gladesch in der Tat sehr ähnlich konstruiert. 
  Ursachen von Diffusion sind vor allem Nachahmung und politisches Lernen: Einer-
seits geben internationale Organisationen und Netzwerke Anreize, die in anderen 
Ländern umgesetzten sozialpolitischen Programme zu kopieren, andererseits be-
günstigen ähnliche sozialpolitische Herausforderungen in der Region die Nachah-
mung erfolgreicher Modelle.
  Insgesamt ist die Herausbildung eines spezifisch südasiatischen Sozialstaates zu be-
obachten.
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Sozialpolitischer Paradigmenwechsel in 
Entwicklungsländern
In den letzten Jahren zeigten die meisten südasia-
tischen Staaten einen bisher nicht gekannten sozi-
alpolitischen Aktivismus und führten eine Reihe 
neuer Programme ein, die anders als die früheren 
nicht nur die Beschäftigten des formalen Sektors 
vor wesentlichen Lebensrisiken schützen sollten. 
Zielgruppen waren insbesondere die Armen gene-
rell, speziell auch die im ländlichen Bereich und – 
damit deckungsgleich – die Beschäftigten des so-
genannten informellen Sektors, der staatlich nicht 
oder wenig reglementiert ist. Einschlägig für diese 
sozialpolitischen Innovationen sind etwa 
• die ländlichen Beschäftigungsprogramme in In-
dien, Bangladesch und Nepal, 
• steuerfinanzierte Grundrenten für arme, ältere 
Menschen,
• flächendeckende Lebensmittelsubventionen (in 
Indien und Sri Lanka),
• und konditionierte Sozialtransfers (Conditional 
Cash Transfers) für spezielle Bedarfe (zur Steige-
rung des Schulbesuchs, speziell von Mädchen 
oder zur Inanspruchnahme vorgeburtlicher me-
dizinischer Leistungen) (Koehler 2011). 
Interessant ist, dass diese neuen Ansätze tenden-
ziell universaler Natur sind, also definierte Grup-
pen vollständig oder gar die Gesamtbevölkerung 
erfassen sollen, keine Beitragszahlungen der Nutz-
nießer verlangen und dass sie zumindest teilweise 
auf einem Rechtsanspruch beruhen, also nicht auf 
fallweise ausgeübter staatlicher Generosität. 
Soziale Rechte wurden früher meist recht ab-
strakt formuliert, so auch in Südasien: Etwa mit Be-
zug auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte von 1948, die jedem Mensch das Recht auf 
soziale Sicherheit und ein Mindestmaß an sozia-
len, wirtschaftlichen und kulturellen Rechten zu-
spricht (Art. 22), oder mit Bezug auf die Verfas-
sungsgrundsätze der Staaten in der Region, die 
Ähnliches versprechen. Der neue Ansatz definiert 
indes Bürger als Inhaber konkreter Rechte, die sie 
gegenüber staatlichen Instanzen auch einfordern 
können, und definiert den Zugang zu diesen Rech-
ten, Qualitätsstandards für ihre Inanspruchnahme 
und den Leistungsumfang sowie die Bürgerbeteili-
gung an der Umsetzung und auch Beschwerdewe-
ge (World Bank 2008). Dieser Prozess, der nicht nur 
in Südasien beobachtet werden kann, sondern in 
mehr als 30 anderen Entwicklungsländern, ist von 
Barrientos und Hulme (2008) als „stille Revoluti-
on“ bezeichnet worden. Der sozialpolitische Fokus 
hat sich von einem bloßen „spontanen Aushelfen“ 
in Notsituationen zum schrittweisen Aufbau all-
umfassender Programme der Grundsicherung ge-
wandelt. Diese sollen dazu beitragen, absolute Ar-
mut und Ungleichheit zu mindern, den Konsum 
bedürftiger Gruppen zu stabilisieren und Arme 
wirtschaftlich/sozial zu stärken. 
Die Staaten Südasiens zeichneten sich mit Aus-
nahme Sri Lankas bisher nicht durch eine beson-
ders großzügig ausgelegte Sozialpolitik aus. Die 
klassischen Systeme der Sozialversicherung er-
fassten nur die Beschäftigten des formalen Sek-
tors (also im Staats- und großbetrieblichen Bereich) 
und deckten manche Risiken gar nicht ab (etwa Ar-
beitslosigkeit). Die Restbevölkerung war auf fami-
liäre, gemeinschaftliche Unterstützung oder fall-
weise auf Hilfe aus einer Vielzahl (in Indien und 
Bangladesch über 50) schlecht koordinierter, viel 
zu gering dimensionierter, durch hohe Streuef-
fekte zugunsten der Nichtarmen charakterisier-
ter Programme angewiesen. Die Ausgaben für die 
staatlichen Bildungs- und Gesundheitsprogramme 
waren und sind (wenngleich mit Besserungsten-
denz) äußerst dürftig, ihre Qualität ebenso. Ent-
sprechend tief rangieren die Staaten der Region 
daher bei den wichtigsten Sozialindikatoren auch 
innerhalb einer Vergleichsgruppe, besonders bei 
der Kinder- und Müttersterblichkeit, bei Mangeler-
nährung und der Qualität der Schulbildung (Asian 
Development Bank 2012).
Das wirft die Frage auf, wie sich (a) das teil-
weise Umsteuern in der letzten Zeit (beginnend 
Mitte der 1990er Jahre, vermehrt seit den Jahren 
2004/2005) und der Paradigmenwechsel hin zu 
rechtebasierten Systemen sowie (b) die Konzepti-
on und Umsetzung doch recht ähnlich strukturier-
ter und auf ähnliche Gruppen zielender Program-
me erklären lässt. Dies ist deshalb interessant, weil 
die wirtschaftliche Lage der Staaten der Region, 
ihr demografisches Profil und die Haushaltslage 
durchaus deutliche Unterschiede aufweisen. Mit 
einem ausschließlich sozioökonomischen Ansatz 
lassen sich diese Gemeinsamkeiten daher kaum 
erschöpfend erklären. 
Erklärungsansätze zum neuen Paradigma
Populäre Erklärungsansätze zum neuen sozialpo-
litischen Paradigma steuerfinanzierter Grundsi-
cherung verweisen gerne auf die wirtschaftliche 
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Globalisierung, welche Staatshaushalte auch in 
ärmeren Ländern verwundbarer gegenüber den 
Auswirkungen sogenannter „externer Schocks“ 
gemacht habe. Zudem habe die Globalisierung 
die Fähigkeit nationaler Regierungen zur Besteue-
rung mobilen Kapitals und damit die Finanzierbar-
keit klassischer Sozialpolitik unterhöhlt; sie habe 
schließlich auch zur Verschlechterung der Einkom-
mensverteilung geführt, was wiederum die gesell-
schaftliche Akzeptanz weiterer Strukturreformen 
gefährde.
Dieser Ansatz ist zumindest ergänzungsbedürf-
tig, weil nicht alle Staaten Südasiens von der Glo-
balisierung gleichermaßen erfasst wurden oder 
ähnlich abhängig vom Weltmarkt sind. Die Kos-
ten der traditionellen und auch der neuen sozia-
len Sicherungssysteme sind überdies recht gering 
(wenn auch weniger gering im Verhältnis zu den 
zu niedrigen Steuereinnahmen). Durch die neuen 
Maßnahmen in den Ländern der Region werden 
überdies nicht die weltmarktabhängigen Indust-
riearbeiter, sondern vornehmlich die arme Land-
bevölkerung und die ältere Bevölkerung geschützt. 
Die klassischen politikwissenschaftlichen Er-
klärungsansätze zur Ausdehnung des Sozialstaa-
tes in den Industriestaaten sind nur begrenzt auf 
Südasien anwendbar: Eine starke Arbeiterbewe-
gung, die gestützt auf schlagkräftige Gewerkschaf-
ten und im Bunde mit den Bauern die Ausdehnung 
sozialer Arrangements hätte durchsetzen können, 
gibt es so nicht. Es fehlen auch starke linke Partei-
en mit einer entsprechenden sozialpolitischen Mis-
sion, die sie während ihrer Regierungszeit hätten 
durchsetzen können (Ausnahmen sind die indi-
schen Unionsstaaten Kerala und Westbengalen). 
Schließlich weisen auch die politischen Instituti-
onen in Südasien unterschiedliche Karrieren auf: 
Den einigermaßen dauerhaften und konsolidierten 
Demokratien in Indien und Sri Lanka stehen Ban-
gladesch, Nepal und Pakistan mit längeren Zeiten 
autoritärer Rückfälle gegenüber. Allenfalls könnte 
man argumentieren, dass die Rückkehr aller Staa-
ten zur Demokratie seit wenigen Jahren die Sozi-
alpolitik beflügelt hat. 
Diese Ausführungen sollen nicht besagen, dass 
die angeführten Theorieansätze überhaupt keinen 
Erklärungsgehalt haben, sie sind aber ergänzungs-
bedürftig. Hilfestellung könnte ein diffusionsthe-
oretischer Ansatz bieten, der sich seit etwa 15 Jah-
ren steigender Beliebtheit erfreut. Als Diffusion 
bezeichnet man politikwissenschaftlich einen Pro-
zess, durch den die politische Entscheidungsfin-
dung eines Landes durch die Politik eines zweiten 
Landes beeinflusst wird. Diffusion kann durch un-
terschiedliche Ansätze erklärt werden:
Anreizbasierte Modelle gehen davon aus, dass 
externe Einflüsse ausschlaggebend sind. Hier ist 
wiederum zwischen zwangs- und wettbewerbsba-
sierten Modellen zu unterscheiden. Bei Zwang als 
Basis der Diffusion oktroyieren machtvolle Staa-
ten oder Finanzinstitutionen anderen Ländern be-
stimmte politische Maßnahmen, zum Beispiel über 
konditionierte Hilfen oder Kredite (Appuhami, Pe-
rera und Perera 2011). Besonders machtvolle Staa-
ten können entweder direkt durch Forderungen 
oder auch indirekt durch die Veränderung des Sta-
tus quo einen nicht unwesentlichen Einfluss auf ihr 
Umfeld haben. Diffusion durch Wettbewerb ergibt 
sich dadurch, dass Staaten versuchen müssen, im 
internationalen System konkurrenzfähig zu blei-
ben. Staaten werden einen Zwang verspüren, nach-
zuziehen, wenn andere etwa die Anreize für aus-
ländische Investitionen verbessern. 
In ideenbasierten Ansätzen wird argumentiert, 
dass Veränderungen in der Wahrnehmung oder 
im Weltbild von Staaten mit Veränderungen in der 
Politik einhergehen. Konstruktivisten betonen den 
Einfluss internationaler Normen und der Definiti-
onsmacht epistemischer (Wissens-)Gemeinschaf-
ten. Es wird angenommen, dass durch die stärker 
werdenden Verflechtungen der Staaten ein Wer-
tekonsens darüber entstanden ist, welche Ziele 
ein Staat verfolgen und welche Mittel er einsetzen 
kann. Es kann jedoch auch durch Nachahmung zu 
Diffusionseffekten kommen: Staaten kopieren Po-
litikmodelle, um sich sowohl gegenüber den eige-
nen Staatsbürgern als auch der internationalen Ge-
meinschaft als fortschrittlich zu profilieren (Marsh 
und Sharman 2009). 
Diese unterschiedlichen Erklärungsansätze soll-
ten nicht isoliert betrachtet werden; sie sind teil-
weise zwei Seiten einer Medaille. Modelle, die aus 
Zwang umgesetzt wurden, können auch einfach 
besser sein; eine Umsetzung aus Wettbewerbsgrün-
den impliziert ebenfalls gewisse Zwänge (Marsh 
und Sharman 2009). Schließlich ist auch die Durch-
schlagskraft einer Erklärung stark vom jeweiligen 
Politikfeld abhängig. So mögen Fragen der Finan-
zierung und damit einhergehende Strukturanpas-
sungsmaßnahmen eher durch Zwang zu erklären 
sein als die Förderung der Menschenrechte. 
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Anwendung der Modelle auf Südasien
Es stellt sich die Frage, welche der genannten An-
sätze die Verbreitung sozialpolitischer Innova-
tionen in Südasien am ehesten erhellen können. 
Anreizbasierte Ansätze sind dies wohl weniger: 
Der regionale Hegemon Indien hatte wenig An-
lass Druck auszuüben, damit die Nachbarn ähn-
liche sozialpolitische Maßnahmen durchführen, 
weil diese keine Auswirkungen auf die zwischen-
staatlichen Beziehungen haben. Auch den Einfluss 
der Internationalen Finanzinstitutionen darf man 
nicht überschätzen: Zwar ist die Weltbank teilwei-
se an der Finanzierung der Programme beteiligt, 
die Staaten der Region haben aber den Löwenanteil 
übernommen und diese recht selbstständig kon-
zipiert. 
Auch der globale Wettbewerb erklärt wenig. 
Erstens hätte dieser eher Einfluss auf die Reduktion 
der Staatstätigkeit und nicht auf seine Ausdehnung 
haben müssen, und zweitens wurden Gruppen un-
terstützt, deren Leistungen für den Weltmarkt un-
erheblich sind. Übrig bleiben also Ansätze, die sich 
mit Nachahmung, politischem Lernen und der Rol-
le von Normen und gemeinsamen Werten beschäf-
tigen. Deren Einfluss ist empirisch schwer nachzu-
weisen, Hinweise auf ihre Wirkung lassen sich aber 
dennoch finden.
Politisches Lernen und Nachahmung wurden 
durch Strategieentwürfe, Programme und Visio-
nen in Südasien tätiger regionaler und internati-
onaler Organisationen gefördert. Netzwerkeffekte 
gehen unter anderem von der South Asian Associa-
tion for Regional Cooperation (SAARC) aus, wel-
che die Dekade von 2006 bis 2015 als „Decade of 
Poverty Alleviation“ ausrief. Im Zuge dessen wur-
de ein „Plan of Action on Poverty Alleviation“ er-
stellt, der auch spezifische Ziele für alle Mitglieder 
setzt. Die Organisation beschloss überdies in jedem 
Land Pilotprojekte zur Armutsreduktion zu star-
ten, damit Mitglieder voneinander lernen können. 
Die Weltbank hat zwar keine Programme okt-
royieren können (s.o.), sie hat aber eine wichtige 
Netzwerk- und Definitionsfunktion: Über ihre Fi-
nanzierungsmittel besitzt sie die Definitionsmacht 
darüber, welche Projekte als sinnvoll einzustufen 
sind und welche nicht. Auch liefert sie durch ihre 
Strategiepapiere, Programm- und Projektevalua-
tionen eine wichtige Quelle zur Einschätzung der 
Erfolgswahrscheinlichkeit und der Umsetzungs-
probleme gerade auch von sozialpolitischen Re-
formprogrammen. Dabei werden den Regierungen 
öfters auch die Programme der Nachbarn (etwa 




Die Länder Südasiens haben eine lange Tradition 
staatlicher Beschäftigungsprogramme, die Armut 
lindern und vor allem Landarbeiter während der 
Nichterntesaison absichern sollen. Sie vergüteten 
den Arbeitseinsatz zumeist mit der Bereitstellung 
von Nahrungsmitteln, wiesen hohe Streuverluste 
aus, waren stark korruptionsanfällig und stellten 
– zumindest in Indien – einen rechten Flickentep-
pich dar. Zudem beinhalteten sie keinen Rechtsan-
spruch auf Beschäftigung. Das größte Programm 
mit einer expliziten Beschäftigungsgarantie ist der 
im Jahr 2005 lancierte indische National Rural Em-
ployment Guarantee Act (NREGA). Es garantiert 
für 100 Tage für ein Mitglied einer ländlichen Fa-
milie Beschäftigung zum lokal festgesetzten Min-
destlohn. Kann keine Arbeit vermittelt werden, 
hat der Antragsteller Anspruch auf Arbeitslosen-
unterstützung zu gleichen finanziellen Bedingun-
gen. Die Auswahl der Begünstigten erfolgt durch 
eigene Ausschüsse auf lokaler Ebene und wird 
ebenso wie die Beaufsichtigung der Arbeiten und 
die Auszahlung der Vergütungen vergleichsweise 
streng reglementiert. Die Zielgruppenerfassung ist 
bei dem neuen Programm daher offenbar deutlich 
besser als bei den Vorgängerprogrammen; ganz 
Arme werden aber immer noch unterproportio-
nal bedient, die Schwundquote durch Korruption 
hält sich offenbar im Rahmen. Zielgruppenerfas-
sung, die Anzahl der bezahlten Arbeitstage und 
die Qualität der Programmumsetzung differieren 
allerdings stark nach Unionsstaaten.
Bangladesch hat im September 2008 zu einem 
Zeitpunkt stark steigender Preise für Grundnah-
rungsmittel ein ganz ähnliches Programm einge-
führt. Es garantiert ebenfalls Beschäftigung für 100 
Tage, allerdings für eine kleinere Zielgruppe (die 
extrem Armen in den rückständigsten Distrikten). 
Wie das indische Programm wird staatliche Ar-
beitslosenunterstützung geleistet, wenn keine Ar-
beit angeboten werden kann, allerdings hier zu ei-
ner reduzierten Rate. Die Zielgruppenerfassung ist 
ordentlich, im Durchschnitt schöpfen die Begüns-
tigten auch einen höheren Anteil ihres Anspruchs 
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aus als in Indien (60 zu 43 Tagen), die Auswahl er-
folgt aber offenbar stärker nach politischen Krite-
rien. Pakistan wiederum hat bislang nur ein recht 
dürftiges Programm der Beschäftigungsgarantie 
für nicht ausgebildete Landarbeiter in den ärms-
ten Distrikten eingeführt. 
Das entsprechende nepalesische Programm 
wurde in den Jahren 2006/2007 gestartet; es garan-
tiert ebenfalls 100 Tage Arbeit pro Familie und leis-
tet ersatzweise Arbeitslosenunterstützung. Es ist 
offensichtlich eine Kopie der Programme in Ban-
gladesch und Indien. Die nepalesische Regierung 
räumt ein, dass sie anfangs ziemlich planlos vor-
ging und sich um die Implementierung nur wenig 
Sorgen machte. In der Programmevaluation wird 
das indische NREGA als „Prototyp“ bezeichnet.
Universale Rentensysteme 
Auch die Gesellschaften Südasiens altern im Durch-
schnitt rasch. Die Wertesysteme dort sind stark auf 
den Respekt vor Älteren aufgebaut. Daher war 
staatliche Altersvorsorge bis unlängst kaum nötig: 
Es war Aufgabe der Kinder, sich zu gegebener Zeit 
um ihre Eltern zu kümmern. Dieses System infor-
meller Sicherung erodiert: Bessere Arbeitsmarktbe-
dingungen im städtischen Bereich gehen mit stei-
gender Urbanisierung und Land-Stadt-Wanderung 
einher. Konsequenterweise schafft dies Nachfrage 
nach formalen Sicherungssystemen für das Alter.
Im Gegensatz zur Annahme, sozialpolitische 
Innovationen würden stets von der dominanten 
Macht in der Region ausgehen, war das kleine Ne-
pal Vorreiter bei der Einführung eines Rentensys-
tems für alle Alten (Old Age Allowance Program). 
Es wurde im Jahr 1994 von der kommunistischen 
Minderheitsregierung beschlossen und nach einer 
kurzen Testphase flächendeckend eingeführt. In 
den Folgejahren wurden das Bezugsalter gesenkt 
und die Bezüge deutlich erhöht. 
Aktuell absorbiert das Programm 1,15 Prozent 
der Staatsausgaben. Jeder nepalesische Staatsbür-
ger hat unabhängig vom Einkommen ab 70 Jah-
ren Anspruch auf Zuweisungen von monatlich 500 
NPR (ca. 7,70 EUR). Geschätzte 76 Prozent der Be-
rechtigten nehmen diesen Anspruch wahr. Feld-
studien haben gezeigt, dass diese Rente einen 
positiven Effekt auf die wirtschaftliche Lage der 
Berechtigten und ihre Familien hat und den Sta-
tus der Alten deutlich verbesserte. Mit relativ ge-
ringen, aber wohl effektiv eingesetzten Mitteln ist 
es dem ärmsten Land der Region gelungen, eine 
nahezu flächendeckende Versorgung der Alten zu 
erreichen.
Im Gegensatz zum nepalesischen Programm er-
reichen die Programme von Indien und Bangla-
desch deutlich weniger alte Menschen (25 Prozent 
in Indien, 18 Prozent in Bangladesch). Bezugsbe-
rechtigt sind nämlich nur jene, deren Einkommen 
unter 6.000 INR bzw. 3.000 BDT pro Jahr (ca. 28,80 
EUR) liegt. Auch entsprechen die monatlichen Ren-
tenzahlungen nicht entfernt den (steigenden) Le-
benshaltungskosten. Im Rahmen einer Studie im 
indischen Bundesstaat Kerala äußerte nur die Hälf-
te der Begünstigten, dass die Rentenzahlung ihre 
Lebensumstände verbessert hätte.
Das Programm in Bangladesch litt und leidet 
zusätzlich unter dem Selektionsmodus für die Be-
rechtigten: Zunächst wurden zehn Alte pro Dorf 
ausgewählt, unabhängig von Armut und Einwoh-
nerzahl, später zumindest nach Größe der Dörfer 
differenziert. Die Auswahl erfolgt faktisch durch 
den Gemeinderat; die Nähe zu diesem erhöht die 
Auswahlchance offenbar deutlich. Beschwerden 
müssen auch an den Rat und nicht an einen unab-
hängigen Ausschuss gerichtet werden (Begum und 
Wesumperuma 2012).
Interessant ist, dass die Programme in Indien 
(1995) und Bangladesch (1998) kurz nach dem ne-
palesischen Programm eingeführt wurden, dass in 
allen drei Ländern der flächendeckenden Umset-
zung eine Pilotphase in ausgewählten Distrikten 
vorausging und dass in allen Fällen eine spätere 
Ausweitung der Bezugsberechtigten und eine Er-
höhung der Monatsrenten erfolgten. 
Mutterschutz 
Eine Gemeinsamkeit der meisten südasiatischen 
Staaten ist die hohe Mütter- und Kindersterblich-
keit. In Nepal, Indien, Bangladesch und Pakistan 
wurden daher Programme zum besseren Schutz 
werdender und junger Mütter eingeführt, die ent-
weder garantierte monatliche Auszahlungen oder 
Gutscheine für die medizinische Versorgung vor, 
während und nach der Geburt vorsehen. Indien 
kann hierbei als Vorreiter angesehen werden: Sein 
National Social Assistance Program trat im Jahr 
1995 in Kraft und garantierte jeder werdenden 
Mutter unter der Armutsgrenze (für nicht mehr 
als zwei Kinder) eine einmalige Zahlung von 500 
INR (7 EUR).
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Dieses Programm wurde im Jahr 2005 zum Safe 
Motherhood Scheme, dem weltweit größten Cash-
Transfer-Programm zur medizinischen Versor-
gung von Müttern weiterentwickelt. Sein Ziel ist 
es, die Anzahl der Geburten, die in Krankenhäu-
sern oder Arztpraxen stattfinden, zu erhöhen und 
somit das Sterblichkeitsrisiko von Mutter und Kind 
zu verringern. Das Programm erfreute sich einer 
hohen Annahmerate: Ein Drittel der Geburten wur-
de im Jahr 2010 durch das Programm abgedeckt. 
In Bangladesch wurde im Jahr 2006 ein ähnli-
ches Programm lanciert, das den Teilnehmerinnen 
durch ein Gutscheinsystem kostenfreie Untersu-
chungen während der Schwangerschaft, Unter-
stützung bei und nach der Geburt garantiert. In 
den Regionen, in denen es durchgeführt wird, hat 
sich der Anteil der durch geschultes Personal be-
gleiteten Geburten verdoppelt. Auch erhielten 
Mütter mit einem Einkommen unterhalb der Ar-
mutsgrenze garantierte monatliche Zahlungen von 
300 BDT (2,90 EUR). 
Die in Pakistan eingeführte Maßnahme wurde 
ausschließlich von USAID finanziert und beinhal-
tet ähnliche Garantien wie die Programme in Indi-
en und Bangladesch. Die nepalesische Regierung 
geht insofern weiter, als sie nicht nur die Behand-
lungskosten aller (also nicht nur der armen) wer-
denden Mütter übernimmt, sondern auch die dabei 
eventuell entstehenden Krankenhauskosten. 
Programme (bisher) ohne Diffusionswirkung
Es gibt eine Reihe sozialpolitischer Programme 
in einzelnen Staaten Südasiens, die nur begrenzt, 
nicht oder noch nicht diffundiert sind. Dazu gehört 
als größtes Programm das eingangs genannte nati-
onale Ernährungssicherungsgesetz Indiens (Natio-
nal Food Security Act), das im Juli 2013 vorläufig in 
Kraft gesetzt worden ist. Das Gesetz verschafft zwei 
Dritteln der indischen Bevölkerung einen Rechts-
anspruch auf fünf Kilo subventioniertes Getreide 
(Reis, Weizen oder Hirse) pro Person und Monat 
zu extrem vergünstigten Preisen sowie kostenlose 
Mahlzeiten für Kinder unter 14 Jahren, Schwange-
re und stillende Mütter. Das neue Programm baut 
auf dem bisherigen Nahrungsmittelsubventions-
programm auf, bei dem über sogenannte „fair pri-
ce shops“ begrenzte Mengen an Grundnahrungs-
mitteln an Menschen unterhalb der Armutsgrenze 
ausgegeben wurden. Dieses Programm litt unter 
einer massiven Schwundquote, weil größere Tei-
le der staatlichen Lagerhaltung schlicht verrotte-
ten, bei der Vergabe von Berechtigungskarten und 
dem Verkauf (zu größeren Teilen durch Mittels-
männer) Korruption und Betrug grassierte und 
im Endeffekt nur ein Fünftel der Subventionszah-
lungen die Bedürftigen erreichte (Government of 
India 2005). Es ist die Frage, ob der gesetzliche 
Neustart im Jahr 2013 diesen Fehlentwicklungen 
abhelfen kann. Seine Umsetzung wird haushalts-
bezogen auf jeden Fall teuer, kann aber dennoch 
die Grundnahrungsbedürfnisse nur teilweise de-
cken und auch nur begrenzt zur Dynamisierung 
der indischen Landwirtschaft beitragen. Es ist des-
wegen vielfach als durchsichtiges Vorwahlmanö-
ver kritisiert worden. 
Ein wohl sehr viel sinnvolleres Vorhaben ist das 
indische Nationale Gesundheitsversicherungspro-
gramm (RSBY). Mit diesem werden seit dem Jahr 
2008 arme, ländliche Haushalte gegen größere Ge-
sundheitskosten (wie bei der Hospitalisierung) bis 
zu einer bestimmten Größenordnung abgesichert. 
Die Selbstbeteiligung ist letztlich nur nominal, die 
Verwaltung erfolgt durch neun private und staat-
liche Versicherungsgesellschaften, die definierte 
Leistungen von staatlichen/privaten Einrichtungen 
kaufen. Es werden derzeit durch dieses Programm 
bereits 47 Millionen Bürger vor Risiken geschützt, 
die früher sichere (Dauer-)Armut garantiert hätten. 
Die Umsetzung differiert jedoch stark nach Uni-
onsstaaten; die Ausweitung auf den städtischen 
Raum ist beschlossen (Fan 2013).
Bangladesch ist Vorreiter bei der Bildung von 
Mädchen. Die Regierung hatte Mitte der 1980er 
Jahre ein damals relativ bescheidenes Stipendien-
programm zur Ausbildung von Mädchen auf der 
Sekundarstufe aufgelegt. Es ist seither auf alle Bil-
dungsstufen unterhalb der Hochschulebene aus-
gedehnt worden. Um das Stipendium zu behal-
ten, müssen die Schülerinnen eine Mindestpräsenz 
zeigen (3/4 der Schultage) und Mindestleistungen 
zum Schuljahresende vorweisen (45 von 100 Punk-
ten). Die Schulpolitik und Schulqualität des Lan-
des ist vielfach bemängelt worden (dürftige Aus-
gaben, schlechte Bildungsqualität, unzureichende 
Aufsicht), fest steht aber, dass durch sie und dieses 
Stipendienprogramm nicht nur Geschlechterpari-
tät auf der primären und sekundären Stufe erreicht 
wurde, sondern die Mädchen an den Jungen deut-
lich beim Schulbesuch vorbeizogen, ein für Südasi-
en beispielloser Vorgang. 
Die drei genannten Programme sind von den 
Nachbarn nicht oder nur in homöopathischen Do-
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sen kopiert worden. Geschlechterparität bei der 
Bildung ist in Bangladesch deutlich wichtiger als 
andernorts, um die drohende oder eingetretene 
Überbevölkerung abzumildern und auch um die 
für den Export arbeitenden Textilfabriken des Lan-
des mit ausgebildeten Arbeitskräften zu versorgen. 
Mangelernährung ist vor allem in Indien ein The-
ma; das Land fällt dabei stark aus dem Rahmen 
vergleichbarer Entwicklungsländer und rangiert 
hinter den ärmeren Nachbarn. Das Gesundheits-
versicherungsprogramm schließlich ist noch etwas 
zu jung, um über seine Verbreitung oder Nichtver-
breitung ein Urteil zu fällen. Seine Einführung in 
Indien erklärt sich aus dem übergroßen Anteil von 
Gesundheitskosten, die in Indien bar beglichen 
werden müssen, aus dem Löwenanteil der privaten 
Gesundheitsanbieter und dem daraus folgenden 
massiven Verarmungsrisiko im Krankheitsfalle. 
Gemeinsame Herausforderungen – voneinander 
lernen
Die Länder Südasiens sind mit einer Reihe ge-
meinsamer sozialpolitischer Herausforderungen 
konfrontiert: der Alterung ihrer Bevölkerung, da-
mit der Zunahme chronisch Kranker sowie einem 
immer noch extrem großen Anteil des informel-
len Sektors, in dem die Beschäftigten gegen we-
sentliche Lebensrisiken nicht abgesichert sind und 
durch traditionelle Versicherungssysteme auch 
nur schwer abgesichert werden können. Dazu 
kommen ein rasch steigender Anteil der städti-
schen Bevölkerung, starke Migration ins Ausland 
oder andere Landesteile, womit auch die Erosion 
der traditionellen familiären Absicherung einher-
geht. Schließlich verzeichnen alle Länder außer 
Bangladesch wachsende Einkommensdisparitä-
ten, auch im Zuge der steigenden Integration in 
den Weltmarkt. Diese Herausforderungen müssten 
eine parallele Inangriffnahme sozialpolitischer Re-
formen fördern, die nicht nur den relativ Privile-
gierten im formalen Sektor nützt. Offenbar haben 
sie dies auch. Wie der Beitrag zeigen sollte, haben 
sie dabei voneinander gelernt, auch wenn die Um-
setzung von Programmen den lokalen Bedingun-
gen angepasst wurde und nach lokaler politischer 
Attraktivität unterschiedlich generös ausfiel. An-
dererseits reagierte die Einführung mancher Pro-
gramme auch nur auf die spezifische Problemlage 
eines Staates der Region. Diffusion war also keines-
falls ein automatisch einsetzender Vorgang. 
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